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349. Bundesgesetz: Änderung des Gerichtsorganisationsgesetzes

(NR: GP XIX RV 52 AB 184 S. 35. BR: AB 5009 S. 599.)
350. Bundesgesetz: Amnestie 1995

(NR: GP XIX IA 226/A AB 185 S. 35. BR: AB 5008 S. 599.)

349. Bundesgesetz, mit dem das Gerichtsorganisationsgesetz geändert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Änderung des Gerichtsorganisationsgesetzes

Das Gesetz, womit Vorschriften über die Besetzung, innere Einrichtung und Geschäftsordnung
der Gerichte erlassen werden (Gerichtsorganisationsgesetz), RGBl. Nr. 217/1896, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 507/1994, wird wie folgt geändert:

Der § 90a samt Überschrift hat zu lauten:
„Einholung einer Vorabentscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften

§ 90a. (1) Hat ein Gericht beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften einen Antrag auf
Fällung einer Vorabentscheidung nach Art. 177 EG-Vertrag, Art. 41 EGKS-Vertrag oder Art. 150
EAG-Vertrag gestellt, so darf es bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur solche Handlungen
vornehmen oder Entscheidungen und Verfügungen treffen, die durch die Vorabentscheidung nicht
beeinflußt werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

(2) Ist die beantragte Vorabentscheidung noch nicht ergangen und hat das Gericht die Bestim-
mung nicht mehr anzuwenden, die Gegenstand seines Vorabentscheidungsantrags war, so hat es die-
sen unverzüglich zurückzuziehen."

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Bundesgesetz tritt zugleich mit dem Staatsvertrag über den Beitritt Österreichs zur Euro-
päischen Union *) in Kraft.

Klestil

Vranitzky

350. Bundesgesetz über eine Amnestie aus Anlaß der fünfzigsten Wiederkehr des Tages, an
dem die Unabhängigkeit Österreichs wiederhergestellt wurde, und der vierzigsten Wieder-
kehr des Tages, an dem der österreichische Staatsvertrag unterzeichnet wurde sowie aus

Anlaß des Beitritts zur Europäischen Union (Amnestie 1995)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Einstellung von Strafverfahren
§ 1. Ein Strafverfahren wegen einer von Amts wegen zu verfolgenden gerichtlich strafbaren Hand-

lung ist nicht einzuleiten und ein bereits eingeleitetes Strafverfahren ist in jeder Lage des Verfahrens
einzustellen,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 45/1995
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1. wenn die strafbare Handlung vor dem 27 April 1970 begangen worden ist und keine strengere
Strafe als zehn Jahre Freiheitsstrafe angedroht ist;

2. wenn die strafbare Handlung vor dem 27 April 1975 begangen worden ist und keine strengere
Strafe als fünf Jahre Freiheitsstrafe angedroht ist;

3. wenn die strafbare Handlung vor dem 27 April 1980 begangen worden ist und keine strengere
Strafe als drei Jahre Freiheitsstrafe angedroht ist.

Strafnachsicht
§ 2. (1) Durch ein inländisches Gericht verhängte Strafen werden mit dem Inkrafttreten dieses

Bundesgesetzes nachgesehen, soweit sie bis dahin nicht vollstreckt sind,
1. wenn die Verurteilung spätestens am 27 April 1965 in Rechtskraft erwachsen ist und die Frei-

heitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe oder die Summe dieser Strafen fünf Jahre nicht übersteigt;
2. wenn die Verurteilung spätestens am 27 April 1975 in Rechtskraft erwachsen ist und die Frei-

heitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe oder die Summe dieser Strafen drei Jahre nicht übersteigt;
3. wenn die Verurteilung spätestens am 27 April 1985 in Rechtskraft erwachsen ist und die Frei-

heitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe oder die Summe dieser Strafen ein Jahr nicht übersteigt.
(2) Sind gegen eine Person mehrere Verurteilungen der im Abs. l bezeichneten Art ergangen, so

findet eine Zusammenrechnung der Strafen nicht statt.

Bedingte Nachsicht eines Teiles der Strafe
§ 3. (1) Die Hälfte einer jeden durch ein inländisches Gericht verhängten, nicht bedingt nachgese-

henen und zehn Jahre nicht übersteigenden Freiheits- oder Ersatzfreiheitsstrafe, höchstens aber eine
Strafzeit von sechs Monaten, ist mit dem Wirksamwerden dieser Amnestie bedingt nachzusehen,
soweit die Strafe bis dahin nicht vollstreckt ist, wenn

1. die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe spätestens am 27 April 1995 in Rechtskraft erwachsen
ist oder

2. der Verurteilte die Ersatzfreiheitsstrafe spätestens am 27 April 1995 angetreten hat oder sich
an diesem Tag in einer anderen Strafhaft befunden hat und die Vollstreckung der Ersatzfrei-
heitsstrafe bereits angeordnet ist.

(2) Unter den Voraussetzungen des Abs. l stehen einer dort angeführten Freiheitsstrafe gleich:
1. der nicht bedingt nachgesehene Teil einer Freiheitsstrafe (§ 43a Abs. 3 und 4 des Strafgesetzbu-

ches) und
2. eine bedingt nachgesehene Freiheitsstrafe sowie der bedingt nachgesehene Strafteil oder Straf-

rest einer solchen, wenn der Widerruf der bedingten Nachsicht oder der bedingten Entlassung
spätestens am 27 April 1995 in Rechtskraft erwachsen ist.

(3) Eine bedingte Nachsicht nach Abs. l oder 2 steht einer bedingten Entlassung gleich. Die Probe-
zeit ist mit einem Jahr, im Falle des Abs. 2 Z l jedoch derart festzusetzen, daß sie mit dem Ablauf der
Probezeit des im Urteil bedingt nachgesehenen Strafteiles endet.

(4) Sind gegen einen Verurteilten mehrere Straferkenntnisse oder Widerrufsbeschlüsse der in den
Abs. l oder 2 bezeichneten Art ergangen, so sind die darin verhängten Freiheitsstrafen, Strafteile,
Strafreste und Ersatzfreiheitsstrafen zusammenzurechnen, ausgenommen jene, die vor dem Wirksam-
werden dieser Amnestie ganz vollstreckt worden sind.

Verfahren bei Einstellung von Strafverfahren
§ 4. (1) Über die Einstellung eines Strafverfahrens entscheidet das Gericht, bei dem das Verfahren

anhängig ist. Nach Rechtskraft der Anklage oder Einbringung des Strafantrages obliegt die Entschei-
dung dem Vorsitzenden (Einzelrichter). Stellt sich die Notwendigkeit der Entscheidung über die Ver-
fahrenseinstellung in der Hauptverhandlung heraus, so entscheidet das erkennende Gericht, im
Geschworenengerichtsverfahren der Schwurgerichtshof. Ist gegen ein Urteil ein Rechtsmittel angemel-
det oder eingebracht worden, so obliegt die Entscheidung dem Rechtsmittelgericht. Die Entscheidung
ergeht jeweils durch Beschluß nach Anhörung des Staatsanwaltes, Oberstaatsanwaltes oder General-
prokurators.

(2) Der Beschluß auf Einstellung des Verfahrens ist auf Antrag des Beschuldigten (Angeklagten)
zu fassen. Von Amts wegen oder auf Antrag des Staatsanwaltes ist nur dann zu entscheiden, wenn

1. sich der Beschuldigte in Untersuchungshaft befindet oder über ihn die Untersuchungshaft ver-
hängt werden müßte,

2. eine Anklageschrift oder ein Strafantrag eingebracht werden müßte,
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3. eine Strafverfügung erlassen oder die Hauptverhandlung anberaumt oder durchgeführt werden
müßte oder

4. eine Berufung oder Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Urteil angemeldet oder eingebracht
worden ist.

(3) Ist in den Fällen des § l ein gerichtliches Verfahren noch nicht eingeleitet worden, so tritt an die
Stelle der Verfahrenseinstellung die Zurücklegung der Anzeige durch den Staatsanwalt. Die Zurück-
legung kann jederzeit auf Begehren des Angezeigten geschehen; von Amts wegen erfolgt sie nur dann,
wenn der Staatsanwalt sonst in der Sache eine Amtshandlung vorzunehmen hätte.

(4) Gegen die Entscheidung des Gerichtes erster Instanz steht dem Beschuldigten (Angeklagten)
und dem öffentlichen Ankläger die Beschwerde an den übergeordneten Gerichtshof offen; sie ist bin-
nen vierzehn Tagen einzubringen und hat keine aufschiebende Wirkung.

Verfahren bei Strafnachsicht
§ 5. (1) Der öffentliche Ankläger und der Verurteilte können bei dem Gericht, das in erster Instanz

erkannt hat, die Feststellung beantragen, daß eine Verurteilung die im § 2 angeführten Voraussetzun-
gen einer Strafnachsicht erfüllt.

(2) Der öffentliche Ankläger kann bei dem Gericht, das in erster Instanz erkannt hat, die Feststel-
lung begehren, daß eine Verurteilung nicht die Voraussetzungen des § 2 erfüllt.

(3) Das Gericht entscheidet über Anträge nach Abs. l und 2 mit Beschluß. Gegen einen solchen
Beschluß steht dem öffentlichen Ankläger und dem Verurteilten die Beschwerde an den übergeordne-
ten Gerichtshof zu; sie ist binnen vierzehn Tagen einzubringen und hat keine aufschiebende Wirkung.

(4) Wird eine der im § 2 bezeichneten Strafen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesge-
setzes vollzogen oder hat das Gericht Maßnahmen zu setzen, die auf die Einleitung oder Fortsetzung
des Vollzuges der Strafe abzielen, so ist der Beschluß nach Abs. 3 von Amts wegen zu fassen. Eine
bereits erfolgte Anordnung des Vollzuges der Freiheitsstrafe oder eine Erlassung des Zahlungsauftra-
ges ist zugleich mit dem Beschluß zu widerrufen und erforderlichenfalls die Enthaftung des Verurteil-
ten anzuordnen.

(5) Von der Entscheidung nach Abs. 3 und 4 ist nach Rechtskraft das Strafregisteramt der Bundes-
polizeidirektion Wien zu verständigen.

§ 6. (1) Die Bundespolizeidirektion Wien (Strafregisteramt) hat jene Verurteilungen zu erfassen,
auf die § 2 zur Anwendung kommt und bei denen noch keine Entscheidung des Gerichtes nach § 5
ergangen ist, ihnen im Strafregister den Tag des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes als Beginn der
Tilgungsfrist zuzuordnen und sie dem Gericht, das in erster Instanz erkannt hat, spätestens bis zum
1. Juni 1996 unter Angabe der Personaldaten des Verurteilten mitzuteilen.

(2) Das Gericht hat nach Anhörung des öffentlichen Anklägers den Verurteilten nach Möglichkeit
von der Strafnachsicht in Kenntnis zu setzen, sofern § 2 anzuwenden ist. Andernfalls hat das Gericht das
Strafregisteramt davon zu verständigen, daß die Voraussetzungen nach § 2 nicht vorliegen, und die
Berichtigung des Strafregisters zu veranlassen.

Verfahren bei bedingter Nachsicht eines Teiles der Strafe
§ 7. (1) Die Entscheidung über die bedingte Nachsicht eines Teiles der Strafe obliegt dem Voll-

zugsgericht (§ 16 Abs. l des Strafvollzugsgesetzes); sie steht dem Einzelrichter zu.
(2) Für die Entscheidung ist jedoch der Vorsitzende (Einzelrichter) des erkennenden Gerichtes

zuständig, wenn ein Vollzug der Strafe, insbesondere wegen Anrechnung einer Vorhaft, im Hinblick
auf § 3 zu unterbleiben hat. Verbliebe hiebei eine zu vollziehende Strafzeit von nicht mehr als vierzehn
Tagen, so hat das erkennende Gericht auch diesen Zeitraum bedingt nachzusehen.

(3) Das Gericht entscheidet von Amts wegen oder auf Antrag des öffentlichen Anklägers oder des
Verurteilten mit Beschluß. Gegen einen solchen Beschluß steht dem öffentlichen Ankläger und dem
Verurteilten die Beschwerde an den übergeordneten Gerichtshof zu; sie ist binnen vierzehn Tagen ein-
zubringen und hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 8. Die Anstalten zum Vollzug von Freiheitsstrafen (Justizanstalten) haben jene Verurteilungen,
die für eine bedingte Nachsicht eines Teiles der Strafe nach § 3 in Betracht kommen, auf Grund der
Vollzugsanordnungen zu erfassen und dem nach § 7 zuständigen Gericht mitzuteilen. Das nach § 7
Abs. 2 zuständige Gericht hat, sofern es im Sinne des § 3 Beschluß faßt, die Strafvollzugsanordnung
und die Aufforderung zum Strafantritt zu widerrufen.
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Inkrafttreten, Wirksamwerden und Vollziehung
§ 9. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juni 1995 in Kraft.
(2) Die Bestimmung des § 3 wird mit 4. Juli 1995, bei Freiheitsstrafen mit einer Strafzeit von mehr

als drei Jahren mit 1. September 1995 wirksam.
(3) Vor diesen Zeitpunkten dürfen jedoch alle Verfahrenshandlungen vorgenommen werden,

durch welche die Amnestie nach § 3 vorbereitet wird, insbesondere dürfen Beschlüsse nach § 7 gefaßt
werden.

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind die Bundesminister für Justiz und Inneres, je
nach ihrem Wirkungskreis, betraut.

Klestil

Vranitzky

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


